
Persilschein für Heuschrecken
Private Equity Kapitalspekulanten bekommen f�r ihre T�tigkeiten beste Beurteilungsnoten 

von „Experten“

Von Gustav Paiska

Die Dreistigkeit der Manipulation und �ffentlichen L�ge kann nicht mehr �bertroffen 
werden. Ein Gutachten von „Experten“ stellt den Kapital- und Arbeitsplatzvernichtern, 
die unter dem deutschen Namen „Beteiligungsgesellschaften“ firmieren und im Anglo-
amerikanischen Private Equity Unternehmen hei�en, beste Noten f�r ihr Wirken aus. Vor 
knapp 2 Jahren hatte der damalige SPD-Vorsitzende und jetzige Vizekanzler Franz M�n-
tefering �ffentliches Aufsehen erregt, als er sie Heuschrecken nannte. Doch er und die 
sozialdemokratisch gef�hrte Regierung Schr�der haben nichts gegen die Heuschrecken-
plage unternommen, die den volkswirtschaftlichen Kahlfra� in Deutschland ungest�rt 
weiter betreibt. Im Gegenteil. Jetzt ist M�ntefering Minister und Vizekanzler in einer 
neuen Bundesregierung und sein sozialdemokratischer Kollege, Finanzminister Stein-
br�ck, hat ein sogenanntes wissenschaftliches Gutachten �ber jene Beteiligungsgesell-
schaften erstellen lassen. Und das bescheinigt den Heuschrecken jetzt sogar, f�r die deut-
sche Volkswirtschaft von gro�em Nutzen zu sein, weshalb man sie mit allen Mitteln f�r-
dern m�sse. Es ist unglaublich, aber wahr.1

Im deutschen Finanzministerium scheint man sich in der Materie Unternehmungsaufk�u-
fe und Arbeitsplatzvernichtung nicht auszukennen. Wir erleben t�glich, welche Sch�den 
jene Firmenj�ger und Kapitalhaie anrichten. Die Medien berichten ja (noch) dar�ber. 
Doch anscheinend sind noch nicht genug volkwirtschaftliche Werte vernichtet worden. 
Die hochdotierten Partei- und Ministerialbeamten im Finanzministerium beauftragen und 
bezahlen (mit deutschen Steuergeldern) externe Berater zur Begutachtung der Leistungen 
jener Firmenj�ger. Allein das ist eine Schande! Sie bekunden damit ihr eigenes fachliches 
Unverm�gen. Und sie beauftragen die Straft�ter (Vernichter von volkswirtschaftlichem 
Produktivverm�gens, von Arbeitspl�tzen und technologischer Zukunft), ein Gutachten 
�ber ihre eigenen Straftaten zu erstellen. Das f�llt dann nat�rlich genau so aus wie bei 
Kriminellen, w�rde man die ihnen angelasteten Straftaten mit „eigenen wissenschaftli-
chen (sozialpsychologischen) Gutachten“ beurteilen lassen. Armes Deutschland. 

Was mu� sich das deutsche Volk noch alles von einer vor Unf�higkeit strotzenden Politi-
ker-Kaste gefallen lassen? 

Der Zeitgenosse dieser unglaublichen Vorg�nge kann nur eines: Diese Vorg�nge doku-
mentieren, damit die Namen der T�ter �ffentlich benannt werden. Au�er der Bundesre-
gierung ist es diesmal die „Expertengruppe des M�nchener Center for Entrepreneurial 
and Financial Studies (CEFS), der Rechtsanwaltssoziet�t White & Case, der European 
Business School und eine Handvoll akademische Lehrer der TU-M�nchen. Sie stellen 
fest, da� Private Equity Unternehmen in aller Regel nachhaltige Werte schaffen und die 
Profitabilit�t der aufgekauften Objekte erheblich steigern. Die Quintessenz ihrer Er-
kenntnis: „Durch den Einsatz von Finanzinvestoren sind in der Tendenz profitablere Un-
ternehmen mit einer verbesserten Wettbewerbsposition entstanden.“2

Diese Behauptung ist so haneb�chen dumm, da� man ihren Verbreitern eigentlich s�mt-
liche akademischen Grade aberkennen m��te. Nicht wegen ihres Glaubens an den Segen 
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des Neoliberalismus, sondern wegen ihrer erwiesenen fachlichen Inkompetenz. Sie orien-
tieren sich allein am Profit! Das ist die privatwirtschaftliche „M�useperspektive“, die die 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen einfach ausblendet. Wenn auch die Rendite gestie-
gen ist, so m��te dieser Steigerung der Einkommensverlust aus den Arbeitsplatzvernich-
tungen und der Transfer von Zukunftstechnologien ins Ausland gegen�ber gestellt wer-
den. Und zus�tzlich die Tatsache, da� die arbeitslos Gewordenen von den noch Arbei-
tenden mittels deren Sozialbeitr�gen und Steuern ausgehalten werden m�ssen, w�hrend 
die Steuern auf die Gewinneinkommen im stetigen Sinkflug begriffen sind, wobei diese 
Gewinne obendrein noch zu gro�en Teilen ausl�ndischen Eigent�mern zuflie�en, die oh-
nehin nicht f�r die arbeitslos gewordnen Inl�nder zur Verf�gung stehen. 
Entscheidende Beurteilungsgrundlage w�re nicht die Ver�nderung der Rendite (besch�-
nigend von den Experten als Profitabilit�t bezeichnet), sondern die volkswirtschaftliche 
Wertsch�pfung. Dies ist die Summe aus Gewinneinkommen und Arbeitseinkommen. 
Wenn die Wertsch�pfung sinkt, infolge der mit der Gewinnsteigerung verbundenen Ar-
beitsplatzvernichtung, dann w�re der Vorgang der Steigerung der Profitabilit�t f�r eine 
Volkswirtschaft von Nachteil. Es kommt zu einem Wohlfahrtsverlust. Den erlebt die 
Mehrzahl der Menschen, das sind die Arbeitnehmer. Wenn einige wenige daraus Profit 
schlagen, so kann man diese volkswirtschaftliche Wertevernichtungsaktion noch lange 
nicht gut hei�en. �ber die Ver�nderung der Wertsch�pfung haben die beauftragten Ex-
perten nichts verlautbaren lassen. Ein schlechteres – objektiv gesehen – Zeugnis h�tten 
sich die Gutachter nicht selbst erstellen k�nnen. Ihr Gutachten reiht sich passend ein in 
jene vielen zur Arbeitsmarkt-, Gesundheits-, Renten-, Sozial- oder F�deralismusreform.
Nicht einmal die objektiv me�bare Tatsache, da� der Verschuldungsgrad der aufgekauf-
ten Unternehmen bedenklich angestiegen ist, wollen die „Gutachter“ gelten lassen. Be-
kanntlich finanzieren die Beteiligungsgesellschaften ihre Aufk�ufe �berwiegend mit 
Fremdkapital und lassen sich sogar im Austausch gegen dieses Fremdkapital vorhandene 
Eigenkapitalanteile auszahlen. Sie r�umen nur ein, da� es vereinzelt vorkomme, da� sich 
Beteiligungsfonds zu Lasten von Gl�ubigern und Arbeitnehmern bereicherten. Da dies 
aber Einzelf�lle seien und kein Marktversagen vorliege, gebe es keine �konomische 
Rechtfertigung daf�r, die Schuldenh�he rechtlich zu beschr�nken. Auch diese Begr�n-
dung ist unerh�rt. Die �berh�hte Fremdfinanzierung ist bei allen Aufk�ufen durch die 
„Heuschrecken“ praktiziert worden, denn daraus kommt ja in erster Linie die Steigerung 
der Profitabilit�t, wie es so sch�n hei�t. Die Rendite mu� wegen des Hebelwirkungsef-
fektes steigen. Die Gefahr dieser krankhaften Renditesteigerung mittels �bergro�er 
Fremdfinanzierung ist un�bersehbar. Wenn n�mlich in einem Konjunkturumschwung die 
Zinss�tze steigen und Unternehmensgewinne sinken, geraten die mit Eigenkapital unter-
finanzierten, aber mit Fremdkapital �berfinanzierten Unternehmungen schlagartig in die 
Insolvenz. Und da die sogenannten Beteiligungsunternehmen diese kranken Kapitalstruk-
turen durch ihre weite Verbreitung in allen Branchen und in allen kapitalistischen 
Volkswirtschaften etabliert haben, d�rfte die Folge ein Domino-Effekt vom Ausma� ei-
ner Weltwirtschaftskrise sein. Es gab vereinzelt Warnungen vor dieser Gefahr. In dem 
Gutachten scheint diese Gefahr v�llig ausgeblendet zu sein. Die Medien zumindest haben 
nichts dar�ber berichtet. 
Die „wissenschaftlichen Gutachter“ kommen im Ergebnis ihrer Arbeit zu der Erkenntnis, 
„in der deutschen Rechtsordnung ein oder zwei Anlagevehikel zu verankern“, die den 
Private Equity Spekulanten die Arbeit erleichtern sollen. Auf gut Deutsch: Das deutsche 
Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht soll so ge�ndert werden, da� den „Heuschrecken“ die 
Arbeit erleichtert wird. Die aber besteht darin, Arbeitspl�tze und volkswirtschaftliches 
Produktivverm�gen zu vernichten, damit die Spekulationsgewinne noch weiter gesteigert 
werden k�nnen. Insbesondere sollen die „Heuschrecken“ den internationalen Immobili-



enspekulanten mit der Rechtsform der AG (Reits) gleichgestellt werden. Das ist auch so 
ein „Vehikel“, das vom Globalkapital erst k�rzlich f�r die Zwecke der eigenen Rendite-
steigerung kreiert worden ist. Das hei�t, der Gewinn der Heuschrecken soll steuerfrei 
bleiben und nur die an die anonymen Eigent�mer ausgesch�tteten Gewinne sollen bei 
diesen dann der Steuer unterliegen. Kleine Anleger sollen von der steuerlich bevorzugten 
Spekulation aber ausgeschlossen werden, Versicherungen und Banken wird dagegen der 
Zugang erleichtert. Das gro�e Kapital will schlie�lich die erwartet gro�en Renditen auch 
�ber die Rentenversicherung verdienen, die zu diesem Zweck aus der staatlichen Regie in 
private H�nde �berf�hrt werden soll.

Die „Experten“ f�r Spekulationsgesch�fte fordern also Sonderrechte f�r Spekulanten. Ob 
diese Experten ihr Sal�r nur von der Bundesregierung und damit aus den Steuergeldern 
jener Schafe erhalten, die auf diese Art und Weise geschoren werden sollen?


